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1. Kapitel 

Die wirtschaftliche Betrachtungsweise 
im Privatrecht - Zielsetzung, Definition, 

Abgrenzung und Vorgehensweise 

I. Die Zielsetzung dieser Arbeit 

Vor mittlerweile über zwanzig Jahren hat Fritz Rittner die erste und bis-
lang einzige monographische Untersuchung über die wirtschaftliche Betrach-
tungsweise in der zivilrechtlichen Judikatur des Bundesgerichtshofes veröf-
fentlicht. I 

Rittners Untersuchung des vorhandenen Entscheidungsmaterials beschreibt 
die Unsicherheit und die gelegentliche Floskelhaftigkeit, mit der zuweilen in 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung der Begriff einer wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise verwandt wird, um die als angemessen angesehenen Ergeb-
nisse durch die Verwendung von Leerformeln zu begründen.2 Die Untersu-
chung schließt mit der eindringlichen Warnung vor einer wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise als methodischem Instrument. Sie sei inhaltlich nicht fi-
xiert und verkürze daher in den meisten Fällen unbewußt die wirklichen 
Gründe einer Entscheidung. Wirtschaftliche Betrachtungsweise gefährde da-
mit die Rationalität der Rechtsfindung und öffne das Tor zu verdeckter rich-
terlicher WiIlkür.3 

Rittners Warnung ist nicht gehört worden. Wie im zweiten Kapitel dieser 
Arbeit am Beispiel der Kapitalaufbringungs- und -erhaltungsvorschriften des 
GmbH-Gesetzes dargestellt werden soll, bedient sich die Rechtsprechung, seit 
neuerer Zeit aber auch der Gesetzgeber\ weiterhin der - hier vorläufig so 
bezeichneten - Rechtsfigur der wirtschaftlichen Betrachtungsweise. Es läßt 
sich also wohl konstatieren, daß in bestimmten Fällen ein praktisches Bedürf-
nis zu bestehen scheint, Rechtsfindung mit Hilfe einer wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise zu betreiben, obwohl es sich nicht um eines der klassischen 
Instrumente der juristischen Methodenlehre, wie es die Analogie oder die 
teleologische Reduktion einer Norm sind, handelt. 

1 Die sogenannte wirtschaftliche Betrachtungsweise in der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofes (1975). 

2 A.a.O., S. 47 ff. 

3 A.a.O., S. 54. 

4 Vgl. insbesondere § 32a Abs. 3 GmbHG, und hierzu 2. Kapitel, IV. 

2 Möller 



18 1. Kap.: Die wirtschaftliche Betrachtungsweise im Privatrecht 

In auffallendem Widerspruch zu ihrer praktischen Bedeutung steht die ge-
ringe wissenschaftliche Aufinerksamkeit, die der wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise in der methodentheoretischen Literatur\ aber auch im allgemei-
nen zivil- oder gesellschaftsrechtlichen Schrifttum6 zuteil geworden ist. 

Dies erstaunt umso mehr, als daß die steuerrechtliche Literatur zur wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise mittlerweile unübersehbar umfangreich ge-
worden ist. 7 Der noch darzustellenden, allerdings über ihren Stellenwert im 
Privatrecht noch weit hinausgehenden, Bedeutung dieser Rechtsfigur im Steu-
errecht entspricht dort also eine - immer wieder neu belebteS - Diskussion 
über ihre Grenzen und ihren Inhalt. Dies hat dazu geführt, daß der Begriff 
der wirtschaftlichen Betrachtungsweise heute ganz allgemein eben mit dem 
Steuerrecht assoziiert wird.9 

Ziel dieser Arbeit soll es nun sein, in gleicher Weise für das Privatrecht 
Grundlagen zu finden, von denen aus auch hier die wirtschaftliche Betrach-
tungsweise ein Instrument rationaler Rechtsfindung sein kann. Hiermit wird 
das von Rittner so eindringlich dargestellte Problem in ein neues Licht ge-
rückt: Es kann nicht in Frage stehen, ob im Privatrecht wirtschaftliche Be-
trachtungsweise in die Rechtsfindung eingeht. Dies ist, das macht ein erster 
Blick auf das umfangreiche Entscheidungsmaterial lO deutlich, von der Praxis 
längst im bejahenden Sinn entschieden. Vielmehr soll an dieser Stelle nach 
einer kritischen Analyse des Vorhandenen versucht werden, einen Ansatz zu 
finden, nach dem wirtschaftliche Betrachtungsweise in einem rationalen Ver-
fahren und auf einer sicheren methodologischen Grundlage stattfinden kann. 
Nunmehr von einem anderen Ansatzpunkt her wird es damit wiederum unter-
nommen, der von Rittner zu Recht als einer solchen bezeichneten Willkür in 
der Rechtsfindung, die bislang mit wirtschaftlicher Betrachtungsweise im Zi-
vilrechtll einhergeht, entgegenzuwirken. 

5 Keine Erwähnung findet die wirtschaftliche Betrachtungsweise in den Standardwerken 
von Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, und von Fikentscher. Methodenlehre 
des Rechts, Band III; bei Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, S. 596, 
wird sie als eine methodologische Besonderheit des Steuerrechts bezeichnet. 

6 Vgl. hierzu insbesondere 4. Kapitel. 

7 Statt aller: TIpke / Lang, Steuerrecht, § 5 Rn. 65 ff. mit zahlreichen Nachweisen; vgl. 
weiterhin 3. Kapitel mit Nachweisen. 

8 In den letzten Jahren insbesondere durch die Habilitationsschrift von Crezelius. Steuer-
rechtliche Rechtsanwendung und allgemeine Rechtsordnung (1983); hierzu kritisch TIpke/ 
Lang. a.a.O. 

9 Vgl. das schon angeruhrte Zitat bei Bydlinski, oben Fn. 5, sowie etwa Zeller. Ausle-
gung von Gesetz und Vertrag, S. 391, und Pawlowski. Methodenlehre rur Juristen, S. 105. 

10 Aufgeruhrt insbes. im 2. Kapitel. 

11 Wobei das Steuerrecht insofern kaum nachsteht; vgl. Crezelius, a.a.O, S. 195 ff., und 
3. Kapitel. 
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11. Vorläufige Definition des Begriffes der 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise 

Eines der Ziele der Untersuchung soll es mithin sein, den methodologi-
sehen Standort der wirtschaftlichen Betrachtungsweise festzumachen. Zur 
Festlegung des Untersuchungsgegenstandes soll es jedoch zunächst genügen, 
sich dieser Rechtsfigur als einem in der Rechtsfindung, vor allem der Gerich-
te, auftretenden Phänomen zu nähern, also rein deskriptiv eine als "wirt-
schaftliche Betrachtungweise" im Sinne dieser Untersuchung zu bezeichnende 
Vorgehensweise zu umschreiben. 

Insoweit möchte ich im Sinne dieser Arbeit die wirtschaftliche Betrach-
tungsweise als jene Form der Rechtsanwendung kennzeichnen, bei der aus-
drücklich oder auch implizit darauf abgestellt wird, daß ein Rechtssatz zwar 
nicht nach den in ihm genannten tatbestandlichen Voraussetzungen Anwen-
dung finden könne, daß es aber die tatsächliche Gestaltung des Lebenssach-
verhaltes erfordere, den Rechtssatz dennoch anzuwenden, weil nämlich -
eben wirtschaftlich betrachtet - der zu beurteilende Lebenssachverhalt dem 
Regelungsbereich der Norm unterfalle. Kennzeichnend für eine derartige Vor-
gehensweise sind die Gegenüberstellung von Begriffen wie "bloß formaler 
Gestaltung" oder "bloß begrifflichem" Vorliegen oder Nichtvorliegen der An-
wendungsvoraussetzungen einer Norm einerseits und der "wirtschaftlichen 
Bedeutung", der "faktischen Lage", des "materiellen Gehalts" oder des "tat-
sächlichen" oder "wirklichen" Inhalts eines Sachverhaltes andererseits. 12 

Diese zunächst etwas abstrakt klingende Beschreibung wird im folgenden 
durch die Darstellung der Rechtsprechung und Literatur zu den Kapitalauf-
bringungs- und -erhaltungsvorschriften im Recht der GmbH an Kontur ge-
winnen. An dieser Stelle sei ihr Farbe verliehen anhand einer Passage aus 
einer der ersten Entscheidungen des Reichsgerichtes in Zivilsachen, die der 
Sache nach eine wirtschaftliche Betrachtungsweise vorgenommen hat, und 
die zugleich auch etwas von dem richterlichen Selbstverständnis vermittelt, 
das der Verwendung dieser Rechtsfigur in der Rechtsprechung der Oberge-
richte zugrundeliegtl3 : 

"Es ist ... Sache der Jurisprudenz und vor allem Pflicht der ... Judikatur ... nicht 
zu dulden, daß im öffentlichen Interesse wurzelnde Rechtsprinzipien in ihrer le-

12 An dieser Stelle soll ein Beleg dieser Zitate zunächst unterbleiben; insbesondere im 
2. Kapitel wird diese hier als der Arbeit vorgegeben dargestellte Definition mit Beispielen 
belegt werden. 

J3 Tatsächlich wird diese Entscheidung insbesondere von Esser, Grundsatz und Norm in 
der richterlichen Rechtsfortbildung des Privatrechts, S. 3 f., als Beleg für ein Ende des 
vergangenen Jahrhunderts aufkommendes stärkeres Seibstbewußtsein der Judikatur gegen-
über dem positiven Gesetz zitiert. 
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